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Bei der Erforschung des ge-
meinschaftlichen Wohnungs-
baus in München kommt der 
Stadtpolitik und -verwaltung 
eine Schlüsselrolle zu: Sie 
prägen durch politische Ent-
scheidungen und planerische 
Festlegungen maßgeblich die 
lokalen Rahmenbedingungen, 
in denen sich Genossenschaf-
ten, Baugemeinschaften und 
Mietshäuser Syndikat-Projekte 
bewegen. Aus dieser Perspek-
tive stellte sich die Frage, wie 
der gemeinschaftliche Woh-
nungsbau kommunalpolitisch 
diskutiert wird und sich dieser 
Diskurs auf städtische Pro-
grammatik und Instrumenta-
rium der Münchner Planung 
niederschlägt.

Zur Beantwortung dessen, 
wurde die Stadtpolitik, explizit 
der Münchner Stadtrat, sowie 
die Stadtverwaltung, vorrangig 
das Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, hinsichtlich 

Stadtpolitik und 
-verwaltung
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der Historischen Entwicklung, 
Programmatik, Funktion, Or-
ganisation und Umsetzung 
der Förderung des gemein-
schaftlichen Wohnungsbaus 
ausgewertet. Dazu wurden 
Stadtratsbeschlüsse, Anträ-
ge, Programme und derglei-
chen untersucht sowie durch 
zwei Expertinneninterviews 
aus Politik und Verwaltung 
unterstützend verifiziert. 
Aufbauend auf dem deskrip-
tiv-analytischen ersten For-
schungsschwerpunkt wurde 
ein zweiter theoretischer 
Forschungsaspekt bearbeitet, 
welcher der Kontextualisie-
rung der Münchner Entwick-
lung diente. Zu diesem Zweck 
stellte sich die Frage, wie 
Stadtpolitik und -verwaltung 
in einem Spannungsfeld von 
neoliberaler Politik und post-
neoliberalem Paradigmen-
wechsel eingeordnet werden 
können.

Forschungsschwer-
punkt I

Die Stadt München nimmt 
bereits seit einigen Jahrzehn-
ten eine, auch im deutschen 
Vergleich, aktive Rolle in der 
Stadtentwicklung und Woh-
nungsbauförderung ein. Die 
Förderung gemeinschaftlichen 
Wohnungsbaus wird dabei 
programmatisch mit den Leit-
bildern eines ausreichenden 
Wohnungsangebotes sowie 
einer sozialräumlichen Mi-
schung aller Einkommens-
schichten verknüpft. Die För-
derung dieser Akteur_innnen 
zielt dabei auf die Unterstüt-
zung von Mittelschichts-Haus-
halten, die keinen Anspruch 
auf eine Sozialwohnung ha-
ben. Hinzu treten weitere 
Zielsetzungen, neben der 
Förderung innovativen bzw. 
ökologisch nachhaltigen Woh-
nungsbaus geht es dabei etwa 
um die soziale Stabilisierung 

von (Neubau-)Quartieren. Zu 
dieser soll der gemeinschaft-
liche Wohnungsbau einen 
wichtigen Beitrag leisten. 

Die Förderung der Akteur_in-
nen liegt in der Hand des Re-
ferats für Stadtplanung und 
Bauordnung, die Stadtpolitik 
gibt Ziele und Rahmenbedin-
gungen vor, stützt sich dabei 
aber auf einen breiten Kon-
sens. Als Bindeglied zwischen 
Verwaltung und den einzel-
nen Projekten wurde 2013 
die mitbauzentrale geschaffen. 
Im Auftrag der Stadt tätig, be-
rät und informiert sie einzelne 
Bürger_innen bei der Initiie-
rung von gemeinschaftlichen 
Wohnungsbauprojekten und 
informiert zudem die Verwal-
tung. 

In der Umsetzung fördert die 
Stadt vorrangig über die Ver-
gabe eigener Grundstücke in 
städtischen Entwicklungsge-
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2000 2010 2020

2001: Einführung von München 
Modell-Genossenschaften

2010: Vergabequote städtischer 
Grundstücke an Genossenschaften 
und Baugemeinschaften mit 20-40%

2014: Beschluss zur Einrichtung einer 
externen Beratungsstelle für 
gemeinschaftsorientierte Wohnprojekte 
(mitbauzentrale)

2019: Gleichstellung des 
Mietshäuser Syndikats mit 
den Genossenschaften

2020: Städtische Flächen werden 
grundsätzlich nur noch im 
Erbbaurecht vergeben

2020: Beendigung 
der Eigentums-
förderung

Abb. 4.1.1: Historische Entwicklung der Förderung gemeinschaftlichen Wohnungsbaus in München/Quelle: Eigene Darstellung
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bieten, im Bestand gibt es hin-
gegen kaum Möglichkeiten der 
Unterstützung. So werden 
seit 20 Jahren neue Bauflä-
chen gezielt an gemeinschafts-
orientierte Wohnprojekte 
vergeben. Genossenschaften 
und Baugemeinschaften er-
halten dabei über das so-
genannte München Modell 
Grundstücke zu vergünstigten 
Festpreisen sowie zusätzlich 
städtische Baudarlehen. Seit 
2010 besteht eine feste Quo-
te von 20 bis 40 Prozent der 
städtischen Bauflächen, die 
an solche Akteur_innen ver-
geben werden, die Förderung 
von Baugemeinschaften wur-
de jedoch 2020 eingestellt. 
Dafür wurde 2019 die Förde-
rung von Projekten des Miets-
häuser-Syndikats ermöglicht. 
Die Grundstücksvergaben 
erfolgen über ein Konzeptver-
fahren, seit 2020 nur noch im 
Erbbaurecht.
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Forschungsschwer-
punkt II

Die umgreifende Förderung 
des gemeinschaftlichen Woh-
nungsbaus fügt sich daran 
an, dass München „fast alle 
wohnungspolitischen Instru-
mente“ (Schönig et al. 2017: 
50) ausreize und „erhebliche 
Anstrengungen unternimmt, 
um preiswerten Wohnraum 
zu erhalten bzw. zu schaffen.“ 
(ebd.) Es lässt sich jedoch zu-
sätzlich eine Verschiebung 
der Programmatik, Ziele und 
Argumentation für die Förde-
rung des gemeinschaftlichen 
Wohnungsbaus innerhalb des 
politischen Diskurses feststel-
len, die spätestens mit dem 
Regierungswechsel 2020 ein-
setzte und verstärkt eine 
marktferne Bereitstellung von 
Wohnraum in den Vorder-
grund rückt. Diese Verschie-
bung lässt sich innerhalb der 
theoretischen Rahmen von 

Neoliberalismus (vgl. Kamlei-
thner 2009; van Dyk 2019) 
und Postneoliberalismus (vgl. 
Vollmer/Kadi 2018; Schipper 
2018) einordnen, welches 
durch eine Kategorisierung 
der stadtpolitischen Förde-
rung erfolgt.

Verhältnis Planung und 
Markt:
München fördert den nicht-
gewinnorientierten gemein-
schaftlichen Wohnungsbau, 
um mithilfe dessen und des 
Erbbaurechts Wohnraum 
langfristig zu dekommodifizie-
ren, welches einer postneo-
liberalen Tendenz entspricht.

Zielgruppen:
Der gemeinschaftliche Woh-
nungsbau wird entsprechend 
postneoliberaler Erklärung 
von der Stadtpolitik als Stra-
tegie für bezahlbaren Wohn-
raum für breite Schichten 
genutzt, während gleichzeitig 

in der politischen Argumen-
tation für den Ausbau der 
Förderung als Ausdruck neoli-
beraler Tendenz der Fokus auf 
mittlere Einkommensschich-
ten gelegt wird.

Zwischen Innovation und 
Gemeinwohl:
Anfang der 2000er wurde der 
gemeinschaftliche Wohnungs-
bau von der Stadt München 
nur als Instrument der Erpro-
bung neuer Lebensmodelle 
und Infrastrukturkonzepte 
angesehen. Mit den Jahren hat 
sich die Bezahlbarkeit jedoch 
als Hauptargument herausge-
bildet und der Innovationsan-
spruch ist in den Hintergrund 
gerückt. Spätestens seit 2020 
ist ein postneoliberaler Trend 
zu erkennen.

Reproduktionsarbeit: 
Mit der Indienstnahme der 
Ressource Gemeinschaft für 
unbezahlte Reproduktions-
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arbeit sowie als private Alters-
vorsorge lässt sich eine starke 
neoliberale Tendenz feststel-
len.

Fazit

Die Stadt München unter-
stützt den gemeinschaftlichen 
Wohnungsbau seit einigen 
Jahrzehnten aktiv. Dabei stellt 
die Vergabe von Bauland den 
entscheidenden Förderme-
chanismus dar. Die geförder-
ten Projekte erscheinen dabei 
in einer Doppelfunktion, da 
sie zum einen bezahlbaren 
Wohnraum bereitstellen, zu-
dem aber auch baulich inno-
vative und ökologische Funk-
tionen übernehmen und zur 
Stabilisierung von Quartieren 
beitragen sollen. 

Im Rahmen einer theoreti-
schen Einordnung weist die 
städtische Förderung sowohl 
Aspekte neoliberaler Politik 
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wie auch Kennzeichen eines 
postneoliberalen Paradig-
menwechsels auf. Städtische 
Förderung ermöglicht die 
dauerhafte Dekommodifizie-
rung von Wohnraum, zielt 
gleichzeitig aber auf Mittel-
schichtshaushalte als typi-
schem Adressaten neolibera-
ler Stadtpolitik. Zudem wird 
mitunter Verantwortung für 
die Bereitstellung sozialer In-
frastrukturen auf lokale Zivil-
gesellschaften verschoben. 

Die Stadt München nutzt 
das vorhandene Instrumen-
tarium der Förderung in ho-
hem Maße und kann in dieser 
Hinsicht eine Vorbildfunktion 
in Deutschland einnehmen. 
Gleichzeitig ist die Wohnungs-
krise in München besonders 
virulent. Neben den Grenzen 
planerischen Handelns auf 
kommunaler Ebene beleuch-
tet dieser Befund die zentrale 
Bedeutung der vorgelagerten 

Bodenfrage, dessen Knappheit 
und Preis ein zentraler limitie-
render Faktor für Stadtpolitik 
und -verwaltung bleiben.
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